
Laufener Seminarbeitr. 1/99, S. 41-46 • Bayer.Akad.Natursch.Landschaftspfl. Laufen/Salzach 1999

Bundesweite Anforderungen und Lösungsmöglichkeiten 
zur Umsetzung, Pflege und Kontrolle 
von Kompensationsflächen
- aus Sicht der Straßenbauverwaltung

Heiner HAßMANN

Einleitung

Straßenbauvorhaben verursachen in der Regel un­
vermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft, die aufgrund der naturschutz­
rechtlichen Eingriffsregelung durch Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen kompensiert werden müssen.
Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), in Ver­
bindung mit den landesrechtlichen Regelungen, 
stellt an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hohe 
Anforderungen: Sie sind so auszuführen, dass sie 
ihre Funktion auf Dauer erfüllen können. Hierzu 
gehört, dass die geschaffenen Anlagen ausreichend 
gepflegt und vor Zerstörung oder Schädigung ge­
schützt werden. Beides ist vom Verursacher sicher­
zustellen.
Die planmäßige Entwicklung der rechtsverbindlich 
festgelegten Kompensationsmaßnahmen sowie die 
dauerhafte Erhaltung ihrer Funktionsfähigkeit sind 
zur Zeit nicht ausreichend geregelt. Dies hat dazu 
geführt, dass es bei der Ausführung und Funkti­
onserfüllung der landschaftspflegerischen Maßnah­
men erhebliche Defizite gibt.
Der Arbeitsausschuss Landschaftsgestaltung der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs­
wesen (FGSV) hat die Probleme aufgegriffen und 
ist z. Z. damit befasst, ein Arbeitspapier zu erstellen, 
das den Titel "Hinweise zur rechtlichen Sicherung, 
Pflege und Kontrolle landschaftspflegerischer Maß­
nahmen im Straßenbau" trägt.
Bei der Bearbeitung der Hinweise wurde die derzei­
tige Praxis bei der Umsetzung von Kompensations­
maßnahmen im Zuge von Straßenbauvorhaben in 
den einzelnen Bundesländern analysiert und eine 
Vielzahl von Literaturquellen, die sich mit diesem 
Themenkomplex auseinandersetzen, ausgewertet. 
Insbesondere konnte auf die Diplomarbeit von Frau 
Dipl.-Ing. SCHWOON "Sicherung, Pflege und 
Kontrolle von Kompensationsmaßnahmen am Bei­
spiel von Straßenbauvorhaben des Bundes und des 
Landes Niedersachsen"zurückgegriffen werden 
(vgl. auch den Beitrag in diesem Band).
Die Hinweise sollen allen, die mit der Planung, 
Ausführung und Pflege von landschaftspflegeri­
schen Maßnahmen befasst sind, fachliche und ad­
ministrative Handlungskriterien vermitteln.

In dem Hinweisepapier werden folgende inhaltliche 
Schwerpunkte bearbeitet:

1. Planerische und rechtliche Vorgaben
2. Sicherung der Flächen
3. Ausführung
4. Weiterbehandlung der Flächen
5. Pflege
6. Kontrolle
7. Kompensationsdatei.
In den nachfolgenden Ausführungen werden zu den 
vorgenannten Ziffern einige Inhalte vorgestellt. 
Eine umfassende Behandlung des Themas ist aus 
Platzgründen nicht möglich.

1. Planerische und rechtliche Vorgaben

1.1 Planerische Vorgaben des
landschaftspflegerischen Begleitplanes

Im landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP) 
werden die erforderlichen Schutz-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen sowie landschaftspflegerische 
Maßnahmen mit gestalterischen-, bau- und verkehrs­
technischen Funktionen dargestellt und begründet. 
An die planerischen Vorgaben des LBP werden be­
züglich der Durchführbarkeit sowie der funktiona­
len Zielerfüllung der Maßnahmen eine Reihe von 
Anforderungen gestellt, die bereits in dieser Pla­
nungsebene berücksichtigt werden müssen.
Zu diesen Anforderungen zählen:
• Im LBP müssen die durch den Eingriff betroffe­

nen Funktionen und Werte des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes klar herausgearbeitet 
werden.

• Bei der Auswahl der Flächen für Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen ist die Standorteignung 
für die vorgesehene Maßnahme zu prüfen.

• Die Verfügbarkeit geeigneter Flächen ist vor der 
Planfeststellung soweit wie möglich zu klären 
(z.B. Abstimmung mit landwirtschaftlichen Dienst­
stellen, Gespräche mit Grundeigentümern).

• In den Maßnahmenblättem des LBP sind erfor­
derliche Nutzungsänderungen, -beschränkun- 
gen sowie nachrichtlich künftige Eigentümer
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und Unterhaltungspflichtige mit auszuweisen 
(Ergebnis der Vorklärung) (vgl. Abb. 1).

• Alle Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men sind im LBP und im Grunderwerbsplan 
parzellenscharf auszuweisen.

• Die Schutz-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
sind in den Planunterlagen (RE-Entwurf / LBP) 
so präzise zu beschreiben, dass sie den fachli­
chen Erfordernissen entsprechend in einen land­
schaftspflegerischen Ausführungsplan (LAP) um­
gesetzt werden können.

• Für die im LBP vorgesehenen Maßnahmen ist 
frühzeitig eine Kostenschätzung (§ 49a, Ho­
norarordnung für Architekten und Ingenieure, 
HOAI2-*) durchzuführen, um die erforderlichen 
Mittel zusammen mit den Straßenbau- und 
Grunderwerbskosten rechtzeitig in den Haushalt 
einzustellen.

1.2 Auswahl der Flächen

Flächen der öffentlichen Hand
Bei Maßnahmen des Bundesfemstraßen- und Lan­
desstraßenbaus ist zunächst zu prüfen, ob für die 
landschaftspflegerischen Maßnahmen geeignete 
Flächen des Bundes, Landes oder der öffentlichen 
Hand (z.B. Kreis, Gemeinde) zur Verfügung stehen. 
Damit wird dem Grundsatz Rechnung getragen, die 
Eingriffe in Privateigentum und -rechte durch öf­
fentliche Straßenbauvorhaben so gering wie mög­
lich zu halten (Artikel 14 (1) und (2) Grundgesetz, GG).

Private Flächen
Stehen öffentliche Flächen nicht zur Verfügung, so 
muss auf Flächen des Privateigentums zurückge­
griffen werden. Bei der Planung von Kompensati­
onsmaßnahmen auf Privatflächen ist die Eignung 
dieser Flächen besonders zu prüfen. Bei gleicher 
Eignung mehrerer Grundstücke für eine bestimmte 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme liegt es im pla­
nerischen Ermessen des Straßenbaulastträgers, sich 
auf ein Grundstück festzulegen.

1.3 Festsetzungen
zur Erlangung des Baurechts

Durch den Planfeststellungsbeschluss oder sonsti­
gen Zulassungsbescheid werden die Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen öffentlich-rechtlich gesi­
chert. Sie haben damit die gleiche Rechtsposition 
bzw. üben die gleichen Rechtswirkungen aus wie 
das Straßenbauvorhaben selbst.

2. Sicherung der Flächen
für landschaftspflegerische Maßnahmen

2.1 Grunderwerb

Ein Erwerb von Flächen durch den Straßenbaulast­
träger kommt dann in Frage, wenn der Eigentümer 
einen Rechtsanspruch auf Übernahme geltend ma­
chen kann. Dies wird insbesondere der Fall sein,

wenn die bisherige Nutzung der Flächen sich we­
sentlich ändert oder erheblich beschränkt wird und 
die Flächen damit für den bisherigen Eigentümer nicht 
mehr wirtschaftlich zu nutzen sind oder in anderer 
Weise angemessen verwertet werden können.
Die Grunderwerbsverhandlungen für das Straßen­
bauvorhaben und die Kompensationsflächen sind 
gleichrangig und gleichzeitig durchzuführen.
Ein Eigentumswechsel ist nicht erforderlich, wenn 
der Eigentümer eine dingliche Sicherung vorzieht.

2.2 Beschränkte persönliche Dienstbarkeit

Sind Kompensationsmaßnahmen auf Flächen Drit­
ter vorgesehen, so ist nicht zwingend ein Eigen­
tumswechsel, d.h. ein Erwerb dieser Flächen durch 
den Straßenbaulastträger erforderlich. Im Einver­
nehmen mit dem Eigentümer genügt eine dingliche 
Sicherung dieser Flächen und der vorgesehenen 
Maßnahmen.
Diese Sicherung in Form einer beschränkten per­
sönlichen Dienstbarkeit nach § 1090 des Bürgerli­
chen Gesetzbuches (BGB) beinhaltet ein Benut­
zungsrecht des Grundstückes mit entsprechender 
Zweckbestimmung zugunsten des Straßenbaulast­
trägers, verbunden mit einer Nutzungsbeschrän­
kung für den Eigentümer.
Dingliche Sicherungen durch grundbuchrechtliche 
Eintragungen an Stelle von Grunderwerb sind ins­
besondere dann angezeigt, wenn

der Eigentümer seine Flächen nicht veräußern will, 
die vorgesehehen Maßnahmen jedoch duldet; 
durch die Maßnahme die bisherige Nutzung der 
Flächen nicht wesentlich geändert oder einge­
schränkt wird.

Entschädigungspflichtig sind alle Auflagen, die 
eine bisher rechtmäßig ausgeübte Nutzung verbie­
ten oder einschränken (z.B. Beschränkung der Zahl 
der Weidetiere, der mechanischen Bearbeitung, das 
Brachliegen von Nutzflächen). Die Höhe der Ent­
schädigung kann durch Sachverständige ermittelt 
werden.

3. Ausführung
der landschaftspflegerischen Maßnahmen

Grundsätzlich ist die Ausführung der Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen Aufgabe des Straßenbau­
lastträgers. Er hat die Maßnahmen in der Form und 
zu dem Zeitpunkt auszuführen, wie sie im Planfest­
stellungsbeschluss oder sonstigen Zulassungsbe­
scheid rechtsverbindlich festgesetzt worden sind. 
Ist der Zeitpunkt im Planfeststellungsbeschluss 
bzw. im sonstigen Zulassungsbescheid nicht gere­
gelt, so ist mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men spätestens zu beginnen, wenn mit der Straßen­
baumaßnahme in Natur und Landschaft eingegrif­
fen wird.
Zur Ausführung landschaftspflegerischer Maßnah­
men wird insbesondere auf die RAS-LP 23)verwie- 
sen.
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Bezeichnung der Baumsßnahnus

MASSNAHMEN­
BLATT LBP

. ■ / Maßnahme Nummer - - -- -

' ' ; ' . / /  ( S-¿cfrufr/G* GoiWftmfl»-; A-ZiiäöW-dis-’.”

Lage der Maßnahme / Bau-kin:

BEEINTRÄCHTIGUNG Nr././.:., im Bestands^ und Konfhktplan (Ziff, 1.12.1 RE,85), A ,Blatt Nr.

Beschreibung der Beeinträchtigung

G Textfortsetzung auf Folgsc-Ialt

□ nicht ausgleichbare Beeinträchtigung

MASSNAHME zum Lageplan der landschaftspfl. Maßnahmen {Ziff. 1.12.2 RE 85); Blatt N r /.......

Beschreibung der Maßnahme
□  Te;<lforlse;zung auf Foigebiatt 

_________________________________________________ □  Detail auf Aniageblati Nr.: ... .

Ausgleich / Ersatz in Verbindung mit Maßnahme Nr.:

BIOTOPENTWICKLUNGS- UND PFLEGEKÖNZEPT

Beschreibung des Biotopentwicklungs- und
Pflegekonzeptes

□  Textfortsetzung auf Folgeblatt

NACHRICHTLICHER HINWEIS

Grunderwerb
erforderlich: □

Künftiger Eigentümer:

Nutzungsänderung / - 
beschränkung: □

Flächengröße:.................................ha

Abbildung 1

Wesentliche Inhalte eines Maßnahmenblattes.
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4. Weiterbehandlung der Flächen
für landschaftspflegerische Maßnahmen

Mit einer Planfeststellung oder Plangenehmigung 
sind Kompensationsmaßnahmen öffentlich-recht­
lich gesichert.
Für die vom Straßenbaulastträger für Kompensati­
onsmaßnahmen erworbenen Flächen bestehen nach 
Durchführung dieser Maßnahmen zwei Möglich­
keiten der liegenschaftsmäßigen Verwendung:

Die Flächen verbleiben beim Baulastträger.
Das Eigentum der Flächen wird an Dritte über­
tragen.

4.1 Verbleib beim Straßenbaulastträger

Verbleiben die erworbenen Flächen im Eigentum 
des Straßenbaulastträgers, so behält er die unmittel­
bare Verantwortung für die durchgeführten Maßnah­
men und deren weitere Entwicklung.
Ein wesentlicher Vorteil des Verbleibs beim Baulast­
träger ist die Möglichkeit, durch die Pflege und 
Funktionsüberprüfung Erfahrungen für zukünftige 
Maßnahmen zu gewinnen. Darüber hinaus kann die 
Biotoppflege in Eigenregie das Ansehen der Straßen­
bauverwaltung in der Öffentlichkeit verbessern.

4.2 Übertragung des Eigentums an Dritte

Werden Flächen an Dritte übertragen, so ist neben 
der grundsätzlichen Bereitschaft, Pflegeleistungen 
zu übernehmen, auch die fachliche Eignung zu prü­
fen. Die Entscheidung ist u.a. von folgenden Krite­
rien abhängig zu machen:

Der Träger muss seine Eignung für die Erfüllung 
der Pflegeverpflichtung nachweisen.
Der Träger muss über fachlich geschultes Perso­
nal verfügen.
Der Träger sollte im Raum präsent sein.
Der Träger muss Pflegekontinuität gewährlei­
sten.
Eine Zweckentfremdung der Fläche muss aus­
geschlossen sein.

4.2.1 Übertragung an Liegenschaftsverwal­
tungen des Bundes oder des Landes

Ebenso, wie der Straßenbaulastträger die Möglich­
keiten nutzt, Kompensationsmaßnahmen auf eige­
nen Flächen des Bundes oder des Landes durchzu­
führen, besteht bei erworbenen Flächen die Mög­
lichkeit, diese an die Liegenschaftsverwaltungen 
des Bundes bzw. des betreffenden Landes (je nach 
Länderregelung) zu übergeben.
Zugeführte oder bereits im allgemeinen Grundver­
mögen befindliche Ausgleichs- und Ersatzflächen 
sind durch die Bundesforstverwaltung entsprechend 
den bestehenden Verpflichtungen zu pflegen.

4.2.2 Übertragung an sonstige Dritte

Kompensationsflächen können auch an Dritte, ins­
besondere andere Verwaltungen (z.B. Kreise, Ge­

meinden) sowie Stiftungen, Verbände und sonstige 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, abgegeben 
werden. Daneben ist die Abgabe an Private z.B. bei 
landwirtschaftlicher Restnutzung an Landwirte mög­
lich. Neben dem Abschluss entsprechender Verein­
barungen sind die Nutzungsbeschränkungen und 
Auflagen durch entsprechende Eintragungen im 
Grundbuch zu sichern.

5. Pflege und Unterhaltung
der landschaftspflegerischen Maßnahmen

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind so zu pla­
nen und auszuführen, dass sie möglichst kurzfristig 
ihre Funktion erreichen und auf Dauer erfüllen kön­
nen. Viele landschaftspflegerische Maßnahmen er­
reichen ihr Funktionsziel nicht bereits mit der Bau­
durchführung, sondern erst nach Jahren oder Jahr­
zehnten. In der Entwicklungszeit ist je nach Art der 
Maßnahme eine mehr oder weniger intensive Pflege 
sowie ggf. ein Schutz vor Zerstörung und Schädi­
gung erforderlich.
Generell dient die Pflege dem Erreichen und Erhal­
ten des funktionsfähigen Zustandes der landschafts­
pflegerischen Maßnahmen.

5.1 Art und Umfang der Pflege

Die Pflegeinhalte sind möglichst frühzeitig und prä­
zise festzulegen. Schon bei der Konzeption der land­
schaftspflegerischen Maßnahmen sind die Entwick­
lungsziele und die zu ihrer Erreichung erforderli­
chen Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen grund­
sätzlich festzulegen. Sofern das Funktionsziel dies 
zulässt, sollen möglichst nur solche Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen geplant werden, die eine geringe 
Pflegeerfordemis nach sich ziehen oder die sich 
selbst überlassen werden können.
Im Maßnahmenverzeichnis ist das Pflegeziel sowie 
erforderliche Pflegemaßnahmen dem Grunde nach 
zu benennen (vgl. Abb. 1).
Im Landschaftspflegerischen Ausführungsplan er­
folgt eine Präzisierung der Pflegeinhalte. Bei Bedarf 
wird darüber hinaus ein separater Pflegeplan erar­
beitet.

5.2 Ausführung der Pflege

Die Ausführung von Pflegearbeiten kann durch un­
terschiedliche Unterhaltungsträger erfolgen:

Grundeigentümer,
Straßenbau Verwaltung mit eigenem Personal, 
Straßenbauverwaltung mittels Beauftragung 
Dritter wie Fachfirmen, Maschinenringe, Land­
wirte o.ä. etc.,
Bundesforstverwaltung,
Pflegeträger (möglichst örtlich präsent), z.B. 
Gemeinden, Landschaftspflegeverbände, Stif­
tungen.

Kontroll- und Unterhaltungsarbeiten bei Tierdurch­
lässen, Grünbrücken, festen Leiteinrichtungen etc.
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erfolgen in der Regel durch das Straßenunterhal­
tungspersonal.

5.3 Dauer der Pflegeverpflichtung

Die Pflege und Unterhaltung währt generell so lan­
ge, wie dies im Planfeststellungsbeschluss oder son­
stigem Zulassungsbescheid festgelegt ist. Sind dort 
keine Regelungen enthalten ist die Pflege und Un­
terhaltung grundsätzlich für den Zeitraum, in dem 
die erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigun­
gen der Straße andauem, angelegt.
Die Pflege und Unterhaltung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen kann dann enden, wenn die 
Straße nicht mehr als Eingriff wirkt, z.B. wenn 
durch Veränderung einer Tierpopulation die Zer­
schneidungswirkung einer Straße nicht mehr be­
steht und so ein Tierdurchlass nicht mehr benutzt 
wird. Weiterhin endet die Verpflichtung zur Pflege 
und Unterhaltung von landschaftspflegerischen 
Maßnahmen, wenn das Entwicklungsstadium vor 
dem Eingriff wieder erreicht wurde.
Es kann auch Gründe dafür geben, die Sinnfälligkeit 
einer an sich dauerhaften Pflege und Unterhaltung 
zu überdenken, z.B. wenn erhebliche Veränderun­
gen im Umfeld der landschaftspflegerischen Maß­
nahme die Erforderlichkeit einer weiterlaufenden 
Pflege- und Unterhaltung in Frage stellen. Unter 
Berücksichtigung solcher Erkenntnisse sollte in 
überschaubaren Zeiträumen über Erfordernis und 
Sinn weiterer Pflegemaßnahmen neu entschieden 
werden. Im Sinn einer Konvention wird hierfür üb­
licherweise ein Zeitraum von 25 bis 30 Jahren (eine 
Generation) als vertretbar angesehen.

6. Kontrolle
der landschaftspflegerischen Maßnahmen

Eine Kontrolle ausgeführter Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen kann in mehrfacher Hinsicht erfor­
derlich werden. Grundsätzlich ist zu unterscheiden 
zwischen einer Kontrolle der

• fachgerechten Herstellung der Maßnahmen (Her­
stellungskontrolle): Im Rahmen von Herstel- 
lungskontrollen wird geprüft, ob die im Plan­
feststellungsbeschluss oder sonstigem Zulas­
sungsbescheid festgelegten Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen den planerischen Vorgaben ent­
sprechend nach Art, Lage, Umfang und zeitli­
chem Ablauf hergestellt worden sind, d.h. die 
Grundvoraussetzungen für die gewünschte Ent­
wicklung geschaffen sind.
Diese Kontrollen sind praktische Bauabnahmen 
(gemäß der Verdingungsordnung für Baulei­
stungen, VOB Teil C) und werden von der 
StraßenbauVerwaltung durchgeführt.

• Entwicklung der Maßnahmen (Pflege- und Funk­
tionskontrolle): Eine Steuerung und Anpassung 
der ausgeführten Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men kann erforderlich werden, wenn

das Erreichen des Funktionszieles von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in hohem 
Grade ungewiss ist (z.B. Prognoseunsicherheit 
bei der Planung),
die angestrebte Entwicklung der Maßnahme 
eine Regulierung einzelner Lebensraumbe­
dingungen erfordert (z.B. Wasserstandsregu­
lierung in einem geplanten Feuchtwiesen­
gebiet),
die Pflegemaßnahmen besonders umfang­
reich und schwierig sind und das Pflegekon­
zept an die eingetretene Entwicklung angepasst 
werden muss.

Dem Träger der Straßenbaulast kann von der Ge­
nehmigungsbehörde die Durchführung entspre­
chender Kontrollen im Planfeststellungsbeschluss 
auferlegt werden. Zuständig für die Durchführung 
ist der Straßenbaulastträger. Die Naturschutzbehör­
den können an diesen Kontrollen beteiligt werden. 
Eine Überprüfung der funktionsgerechten Entwick­
lung kann auch aus der Sicht der Straßenbauverwal­
tung sinnvoll und erforderlich sein, um Erkenntnisse 
und Erfahrungen für künftige Maßnahmen zu ge­
winnen (z.B. Funktionsüberprüfung von Querungs- 
hilfen bei Tieren).
Wenn sachgerecht hergestellte und gepflegte Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen aus Gründen, die 
der Träger der Straßenbaulast nicht zu vertreten hat, 
die ihnen zugedachten Funktionen nicht oder nicht 
vollständig erreichen oder vorzeitig verlieren, so ist 
der Träger der Straßenbaulast nicht zur Nachbesse­
rung oder Erneuerung verpflichtet.

7. Kompensationskataster

Die immer größer werdende Anzahl von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen mit den vielfältigen 
Festlegungen bezüglich ihrer Ausführung, rechtli­
chen Sicherung, Pflege und Kontrolle macht es den 
Verwaltungen immer schwerer, den Überblick zu 
behalten. Für die verwaltungsmäßige Bearbeitung 
ist es somit erforderlich, ein entsprechendes Instru­
ment zur Verfügung zu haben (Kompensationskata­
ster), das alle in diesem Rahmen benötigten Infor­
mationen enthält.
Der Aufbau eines Kompensationskatasters erfolgt 
sinnvollerweise mittels der elektronischen Daten­
verarbeitung in Form einer Datenbank (Kompensa­
tionsdatei). Dabei empfiehlt es sich, auf ein Daten­
banksystem mit relationaler Datenbankstruktur zu­
rückzugreifen, weil mit diesem System am besten 
eine große Datenmenge bewältigt werden kann und 
Querabfragen am ehesten möglich sind.
Mit der Kompensationsdatei können folgende Ziele 
erreicht werden

Vermeidung von Mehrfachnutzung einer Fläche 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ver­
schiedener Eingriffsvorhaben.
Vermeidung der Inanspruchnahme von Kom­
pensationsflächen und Gefährdung des Kom­
pensationserfolges durch neue Eingriffsvorhaben.
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Erleichterung von Ergebniskontrollen (Herstel- 
lungs- und Funktionskontrollen).
Führen eines Kontrollsystems mit einer Wieder­
vorlage bzw. einer Terminüberwachung.

7.1 Datenpflege

Ein wesentliches Kriterium für die Wirksamkeit und 
den effektiven Nutzen für den Anwender von Kom­
pensationsdateien besteht darin, dass eine ständige 
Datenpflege betrieben werden muss. Die Datenbank 
muss grundsätzlich auf dem neuesten Informations­
stand gehalten werden, damit jeder Anwender die 
Sicherheit hat, auch mit dem aktuellen Datenmate­
rial zu arbeiten. Daher ist beim Aufbau der Datei 
sehr sorgfältig zu prüfen, welche Daten unbedingt 
erfasst werden sollen, damit die Datenpflege in ei­
nem vertretbaren Rahmen bleibt.
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